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Heute lesen Sie i 

Aus ".der7 jjnioff 
Am  21.M?-'rz  tritt   der  Landesvorstand  der  CDU Rheinland-Pfalz mit   dem Frak- 
tionsvorsitzenden der LandtagsfrAktion und  den Vertretern des Parlamenta- 
rischen Rates von Rheinland-Pfalz  zu einer  gemeinsamen Sitzung in Bingen 

Jusammen.   Die Tagesordnung beschäftigt   sich neben politischen Fragen mit 
den Vorbereitungen der kommenden Bundeswahl0 

Aus_..den Parteien 
In Kassel  sind Bestrebungen  im (range,   den "Deutschen Block",   dessen Geneh- 
migung von der Militärregierung nicht  verlängert  wurde,  und  die   "National- 
demokratische  Partei"   zu einem neuen  Parteigebilde  zu verschmelzen.   An den 
Fusionsbestrebungen ist  vor allem der Leiter  des Deutschen Blocks,   Wolf- 
gang Leck,   beteiligt, 

Ost zone 
Der Gründer des östlich orientierten Arbeitskreises der CDU, Rechtsanwalt 
Dr.Brandt, der vor Jahresfrist aus der Berliner CDU ausg9 schlossen worden 
war, wurde durch Max Pechner (SED) als Vizepresident in die Justizverwal- 
tung der Ostzone berufen« Die SMA hat diese Berufung zum 1,April bestätigt» 

^KbmmünaTp öl 1ff 1Y" 

^.m 29»März tritt der Landesvorstand der Kommunalpolitisehen Vereinigung 
der CDU des Landes Rheinland-Pfalz zu einer Arbeitstagung in Bacharach zu- 
sammen* Dor Vorsitzende der Kommunalpolitischen Ä3*boitogamsinSchaft der 

' CDU/CSU, Bitter, Recklinghausen, wird an dieser Arbeitstagung teilnehmen. 

G-r e n z 1 and fr a re n 

Auf einer Sitzung des Westaus.öchusses der CDU Nordrhein-Westfalens spra- 
chen die CDU-Abgeordneten der Grenzlandlcreise ihre Enttäuschung aus über 
die Aufnahme, die die europäisch orientierte und darum in der Grenzland- 
frage zurückhaltende Politik der Landesregierung durch die Benelux-Länder 
gefunden hat • 

Innenpolitik: 

In einem Schreibern des Vorsitzenden der SPD an die Jungsozialisten von 
Rheinland-Pfalz erklärte Dr.Schumacher, daß die große Auseinandersetzung 
über die Priorität in der Politik zwischen der CDU und der SPD begonnen 
habe-' und bei den Wahlen zum Westdeutschen Bunde spar l&meni ihren ersten 
Höhepunkt finden, werde« 

- 2 - 



Deutsche Union  - fasch ^L-i--®-- 

Die Verenge  um ^^f«1 S^^SSttrt SSl^ÄE^ 

sogenannten säSlMgsbewegnng und  ihrer Zielsetzung auseinander.  Das Blatt 
schreibt  u.a,8 
H Die  Deutsche Union mag respektable  Absichten haben,   aber  die  Atmos- 

,   ihre^ Entstehung  ist   die  gleiche,   die   auch  den Nationalsozialismus 
unbestimmte Wunsch nach "demokra- 

schen dem Volk und der 
82i£ Sit  aen HrtioSalBOziüiStcn Tu Weichen,   hieße  Zwerge -«Riesen 
vprffl-ichen.  Aber die Nationalsozialisten waren ebenso wie die Union zu- 
Sst  eine ^otte kleiner Gruppen von Unzufriedenen.  Kein Mensch nahm sie 
#: Ani^g als ernst  zu nehmende- ftivalen  für die etablierten Parteien." 

Kesseltreiben gegen Pro£»Br Jlrhard^ 

Wären wir Parteifanatiker,  wir hätten Verständnis dafür,   wie  sehr Profes- 
sor Erhard und der Erfolg seiner Wirtschaftspolitik der gegnerischen Par- 

EkÄ'rÄä :•'- Sä sä: ää 
maßen  einen Vorwurf daraus machte,   daß  er  mch«  in  aioi   bis vier Monaten 
die  Schäden" einer  fünfzehnjährigen Mißwirtschaft   beheben konnte,   hatten 
die  Sozialdemokraten  angesichts  dor  stoi freise   immerhin noch den 
Schatten guten Glaubens  für  sieh.   Heute  aber,   da fehartfl Wirtschaftspoli- 
tik  ihre  Früchte   trägt,   und  auch   der  eir : <, c •••.-. ;c  Mensen am eigenen Leibe 
die   stete Besserung  seiner  Leben obedmengen    ipurt,   kann  die  Sozialdemo- 
kratze  in  ihrem blinden Fanatismus  diesen  guten  Glauben nicht  mehr  fur  sich 
«h Anspruch nehmen,   insonderheit   deshalb  nicht     weil  sie   sich nun  aui  das 

ebiet  persönlicher Verdächtigungen und Änwürx.e   begibt. 

In  dem von Sozialdemokraten geleiteten ;und  herausgegeben'Berliner  "Tole- 
grai"   finden wir  eine Fotiz  unter der  Übersehrire   Erhard Mitglied der 
COT*,   die   an Infamie   und  Böswilligkeit   alles   übertrifft,  was wir bisher 
im Kampf  der  Sozialdemokraten gegen Professor   terhard  fanden,  Wir bringen 
die Notiz im Wortlauts 

"Der  Direktor  der Verwaltung  für Wirtscheft,,   Prof.Ur,Erhard,   ist   der CDU 
beigetreten/ wurde  durch  den Vorsitzenden  der  hessischen  CDU,   Finanzmini- 
ste^ Dr»Hilpert,   bekanntgegeben.   Prof,Erhard hatte  bisher  in allen  seinen 
Reden versichert?   daß  er keiner  Partei   angehöre  und die  Interessen der 
Arbeitnehmer  genau, so wie  die  der   Arbeiteeber  vortrete.   Vcr  zwei Jahren 
hatte  Erhard  sogar die   Absicht  geäußert-,   in  die  SPD einzutreten.   In  seiner 
nunmehr  einjährigen Tätigkeit   D.Is  Direktor der  Verwaltung für Wirtschaft 
scheint   er  indes eine  politische  Metamorphose  durchgemacht   zu haben,   die 
es  ihm geraten  erscheinen   ließ,    de]    nun  auch  offiziell der  christlich- 
demokratischen Uht ernenne rp art ej   an ü lejßen.   Der Nachweis,   daß  er die 
Interessen der werktätigen Bovö              ?; mit  der  gleichen  Sorgfalt  und  Liebe 
wie  die  der Unternehmer vertrete-,      n »her  schon  schwer gefallen\   er 
wird  ihm künftig kaum noch  gelingen," 
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»MuMt **#**•• 1*1 ** w' ü N**11* * 
bazn "-st esa sagen« Minister Dr.Hilpert hat niemals mitgeteilt, Erhard sei 
Mitglied der CDU geworden. Zwar würden wir uns freuen, wenn es so WPXG. . 
aber w?r s?nd nicht so engstirnig wie die SPD, die alles nach der Partei- 
lusehoirigkeit -eine. Menschen beurteilt. Die Behauptung, Professor Erhard 
S vor zwei Jahren die Absieht geäußert, der SPD beitreten  ist fur 
iodonder don Direktor für Wirtschaft tonnt, derart lächerlich, daß sich 
ein Eingehen auf diese Ente nicht lohnt. Die neuerliche Apostrephierung 
der CDlTals Untornehmorpartei steht auf dem gleichen Niveau, und wir kön- 
nen uns darauf beschränken, diese sozialdemokratische Phrase entsprechend 
niedriger zu hängen• 

Wir- stellen fest ?, Der Erfolg der Wirtschaftspolitik Professor Erhards ist 
so unwiderleglich, daß sieh die SPD aus dem sachlichen 'Kampf m die Sphar>. 
dor persönlichen Verunglimpfung flüchten muß, um überhaupt noch etwas sa~ 
^yn 2" können- Dieser blinde Eifer läßt berechtigte Zweifel aufkommen, in 
wieweit eine solche Partei überhaupt noch als qualifiziert angesehen wer- 
den kann, in ihrer Beteiligung am Aufbau einer echten Demokratie ernst 
genommen zu werden* 

Pur das Recht der freien G-ewissensentscheidung 

Egr Katholiken-Ausschuß von Koblenz veranstaltete am 15,März unter Anwe- 
$   :      inister-rrrsidert Altmeier, Minister Junglas, Oberbürgermei- 
ster Schnorbach und zahlreichen Vertretern des Staates und der Stadt eine 
Protestkundgebung gegen die Verurteilung des Kardinals Mindszentyö( Justiz' 
und Kultusminister'DreSüsternenn (CDU) setzte sich in seiner Rede mit der 
Vergottung des Staates auseinander« Er wies auf die HerrschaftsanSprüche 
des Staates in Gbwis sens -und Religionsfreiheit hin, die in den verschie- 
denen Staaten, zuletzt auch in Deutschland, zur Unterdrückung der Mensche 
rechte geführt hatten* Der gleiche Kampf, der heute in Ungarn geführt wür 
de, sei auch bereits in Deutschland durch den  Fationalsozlalsimus geführt 
worden? Kardinal Mindszenty sei verurteilt werden, weil er unerschrocken 
für Freiheit und Recht eingetreten sei und das Elternrecht gefordert habe 
Seit der Christenverfolgung sei d er: Kampf um Naturrecht und Gewissens- 
freiheit der Kernpunkt aller Aus e inland ^r^ et Bürgen zwischen Kirche und St a 
Auch in .Bonn gehe es um das Recht der freien Gewissensentscheidung, Nach 
Dankesvorten von Prälat Korn^a!' ,id betonte Ministerpräsident Altmeicrj daß 
es keine jFrage gebe* ganz gleich ob politisch, wirtschaftlich oder sozial 
die ohne das Christentum gelöst -erden könne,, 

Die Versammlung nahm zwei Entschließungen an, eine an den Parlament arisen 
4£       ,-• PovJciung,. das 'liiernrecht In' Gr mdgesetz zu ver? aeu uy eine 
weitere ^n  Kardinal Frings, in den der Erwartung Ausdruck gegeben wirdj 
daß der Kardinal sich mit allen Kräften für die Forderungen des christ- 
lichen Volkes einsetzen möge9 
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